
Satzung 
Marathon Steinfurt e.V. 

 
 

§ 1 Name, Sitz 
 

Der am 04.09.1985 in Steinfurt gegründete Verein führt den Namen "Marathon 

Steinfurt". Er hat seinen Sitz in Steinfurt und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht 

Steinfurt eingetragen. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Gemeinnützigkeit 
 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnittes "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur zu satzungsmäßigen Zwecken verwendet werden. 

 

Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus den 

Mitteln des Vereins. 

Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des 

Wertes eines Anteils am Vereinsvermögen. 

Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. 

 

§ 3 Zweck 
 
Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Sportes, insbesondere des Ausdauer- und 

Breitensportes, der öffentlichen Gesundheit und der sportlichen Jugendarbeit. 

 

Diese Zwecke werden verwirklicht durch: 
- entsprechende Organisation eines geordneten Sport-, Spiel-, Übungs- und 

Kursbetriebes 
- Durchführung von Sport und sportlichen Veranstaltungen. 

- Aus- und Weiterbildung von sachgemäß ausgebildeten Übungsleitern und Helfern 

- Die Beteiligung an Kooperationen, Sport- und Spielgemeinschaften 

 

§ 4 Mitgliedschaft 
 
1. Mitglieder des Vereins sind: 

 

a) Natürliche Personen als Einzelmitglieder. 

b) Juristische Personen sowie rechtsfähige Vereine, die bereit und geeignet sind, 

Aufgaben des Vereins zu erfüllen und zu fördern. 

 

Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den geschäftsführenden Vorstand ein 

schriftliches Aufnahmegesuch zu richten unter Beifügung der Einzugsermächtigung für 

sämtliche Beiträge und Gebühren. 

 

Der Vorstand bestätigt die Aufnahme, wenn keine Ablehnungsgründe vorliegen. 

Die Mindestdauer der Mitgliedschaft beträgt 12 Monate. 

Beim Aufnahmeantrag eines Minderjährigen ist die schriftliche Zustimmung seines 



gesetzlichen Vertreters erforderlich. 

 

2. Der Verein besteht aus: 

a) aktiven Mitgliedern 

 

Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die den üblichen Mitgliedsbeitrag leisten und 

sämtliche Angebote des Vereins im Rahmen der bestehenden Ordnungen 

nutzen können. 

 

b) Ehrenmitgliedern 

 

Mitglieder, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf 

Vorschlag des Vorstandes oder eines Mitgliedes nach Zustimmung durch den 

Vorstand von der Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

Näheres regelt die Ehrenordnung. 

 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
 
Die Mitgliedschaft endet: 
- durch Austritt- 

- durch Ausschluss 

- durch Tod- 

- durch Auflösung des Vereins 

- bei juristischen Personen durch deren Auflösung 

 

1. Der Austritt ist nur zum Schluss eines Kalenderhalbjahres unter Einhaltung einer 

Frist von sechs Wochen zulässig. Er ist schriftlich gegenüber dem 

geschäftsführenden Vorstand zu erklären. 

 

2. Ein Ausschluss kann erfolgen, 

 

- wenn ein Mitglied trotz schriftlicher Mahnung seinen 

Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt 

- bei grobem oder wiederholtem Vergehen gegen die Satzung 

- wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereines oder 

groben unsportlichen Verhaltens 

- wenn ein Mitglied den Verein oder das Ansehen des Vereins schädigt oder 

zu schädigen versucht. 

 

Der Ausschluss erfolgt auf begründeten Antrag eines Mitgliedes nach vorheriger 

Anhörung durch den geschäftsführenden Vorstand. Er wird dem betroffenen Mitglied 

schriftlich unter Angabe der Gründe mitgeteilt. Gegen den Ausschluss besteht das Recht 

des Einspruchs. Er ist spätestens einen Monat nach Bekanntgabe schriftlich beim 

geschäftsführenden Vorstand einzulegen. 

 

Über den Einspruch entscheidet der erweiterte Vorstand. 

Mit dem Austritt aus dem Verein oder dem Verlust der Mitgliedschaft erlöschen sämtliche 

aus der Mitgliedschaft entspringenden Rechte. Die Beitragspflicht erlischt mit Beendigung 

des laufenden Geschäftshalbjahres. Vereinseigene Gegenstände sind dem Verein 

zurückzugeben oder wertmäßig abzugelten. 

 

Die Beendigung befreit nicht von der Zahlung noch ausstehender Beiträge o.ä. 

  



 

 

 

§ 6 Beiträge 
 
 
Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge. Zusätzlich können Kursbeiträge, 

abteilungsspezifische Beiträge und Sonderbeiträge für bestimmte Leistungen des Vereins 

erhoben werden. 

 

Über Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge und Umlagen entscheidet die 

Mitgliederversammlung. 

 

Über Höhe und Fälligkeit der übrigen Beiträge entscheidet der erweiterte Vorstand. 

Ferner ist der Verein berechtigt Rücklastschriftgebühren in Rechnung zu stellen. Der 

erweiterte Vorstand beschließt die etwaigen Gebühren. 

 

Rückständige Beiträge und Gebühren können nach vorangegangenem Mahnverfahren auf 

dem Rechtswege eingetrieben werden. Dadurch entstehende Kosten sind zusätzlich zu 

zahlen. Von Mitgliedern, die keine Einzugsermächtigung erteilen, kann eine Gebühr für 

Rechnungsstellung gefordert werden. 

 

Die Beiträge werden im April und Oktober für das jeweils laufende Halbjahr eingezogen. 

 

Über Ausnahmen zu diesen Regelungen entscheidet in Einzelfällen der geschäftsführende 

Vorstand. Näheres regelt die Beitragsordnung. 

 

 

§ 7 Haftung 
 
 
Der Verein haftet nicht für Schäden und Verluste, die Mitglieder bei der Ausübung des 

Sports, bei Benutzung von Anlagen, Einrichtungen oder Geräten des Vereins oder bei 

Vereinsveranstaltungen bzw. bei einer sonst für den Verein erfolgten Tätigkeit erleiden, 

soweit solche Schäden oder Verluste nicht durch bestehende Versicherungen gedeckt 

sind. 

 

 

§ 8 Vereinsorgane 
 
 
Organe des Vereins sind: 

 
- die Mitgliederversammlung, 

- der Vorstand 

- die Jugendversammlung 
 

 

  



 
§ 9 Die Mitgliederversammlung 

 
 
1. Die Mitgliederversammlung besteht aus den Mitgliedern des Vereins. Die 

ordentliche Mitgliederversammlung des Vereins ist mindestens einmal im 

Kalenderjahr einzuberufen. Jede Mitgliederversammlung wird von einem Mitglied 

des geschäftsführenden Vorstands geleitet. 

 

 

2. Die Einberufung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt durch schriftliche 

Einladung mindestens zwei Wochen vor dem Versammlungstermin durch den 

geschäftsführenden Vorstand. Mit der Einberufung ist gleichzeitig die 

Tagesordnung bekannt zu geben. 

 

 

3. Anträge zur Ergänzung oder Änderung der Tagesordnung um weitere 

Beschlussfassungspunkte können von allen stimmberechtigten Mitgliedern gestellt 

werden. Die Anträge sind zu begründen und müssen dem Vorsitzenden spätestens 

eine Woche vor dem Versammlungstermin schriftlich unter Angabe des Namens 

zugehen. Verspätet eingegangene Anträge können nicht berücksichtigt werden. 

 

 

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann vom geschäftsführenden 

Vorstand jederzeit einberufen werden. Sie muss einberufen werden, wenn dies 

von einem Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich und unter Angabe 

der Gründe beim geschäftsführenden Vorstand beantragt wird. 

Die Einberufung der Mitgliederversammlung hat dann innerhalb von 3 Monaten 

zu erfolgen. In der Einladung müssen alle Gründe, die seitens der Mitglieder für 

die Durchführung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung genannt worden 

sind, in ihrem wesentlichen Inhalt wiedergegeben werden. 

 

 

5. Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 

a. Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfer 

b. Entlastung des Vorstandes 

c. Wahl und Abwahl des Vorstandes und der Kassenprüfer 

d. Festsetzung der Beiträge 

e. Beschlussfassung über eingegangene Anträge 

f. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins 

g. Ernennung von Ehrenmitgliedern 

 

 

6. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 

Mitglieder beschlussfähig. 

 

 

7. Sie entscheidet bei Beschlüssen und Wahlen mit einfacher Mehrheit der 

Erschienenen. Kann über einen Antrag keine Mehrheit erzielt werden, so gilt er als 

abgelehnt. 

 

Beschlüsse, durch die die Satzung oder der Satzungszweck geändert werden soll, 

bedürfen einer Mehrheit von ¾ der erschienenen Stimmberechtigten. 

Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Eine geheime Abstimmung ist 

durchzuführen, wenn dies von mindestens 1/5 der erschienenen 

Stimmberechtigten verlangt wird. 



Bei Wahlen zum Vorstand und zum Kassenprüfer muss dem Wunsch eines 

Stimmberechtigten auf geheime Abstimmung entsprochen werden. 

 

 

8. Jedes Mitglied ist mit Vollendung des 16. Lebensjahres in der 

Mitgliederversammlung stimmberechtigt. Als Vorstandsmitglied wählbar ist es mit 

Vollendung des 18. Lebensjahres. Jugendliche Mitglieder besitzen im Rahmen der 

Jugendversammlung aktives und passives Wahlrecht. 

Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht ist nicht 

übertragbar. 

 

 

9. Über Mitgliederversammlungen ist ein Protokoll zu fertigen, das vom 

Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 

 

 

§ 10 Vorstand 
 
1. Der Vorstand besteht aus folgenden Mitgliedern: 

 

- der/dem Vorsitzenden 

- der/dem stellv. Vorsitzenden 

- dem/der Referenten/in für Finanzen 

- dem/der Jugendreferent/in 

- dem/der Schriftführer/in 

- dem/der Referent/in für Öffentlichkeitsarbeit 

- den drei Sportbeauftragten 

 

 

2. Vorstand iSd § 26 Abs.2 BGB (geschäftsführender Vorstand) sind 

 

- der /die Vorsitzende, 

- der/die stellvertretende Vorsitzende 

- und der/die Referent/in für Finanzen. 

 

Rechtsverbindliche Erklärungen des Vereins werden von zwei Mitgliedern dieses 

(geschäftsführenden) Vorstandes abgegeben. 

Je zwei dieser Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich 

gemeinsam. 

 

 

3. Die Mitglieder des Vorstandes werden einzeln durch die Mitgliederversammlung für 2 

Jahre gewählt 

 

Ausnahme bilden hier die Vertreter der Vereinsjugend, die von der Jugendversammlung 

gemäß der Jugendordnung gewählt werden. 

Die Amtszeit beginnt in den ungeraden Kalenderjahren für: 

die/den Vorsitzende/n 

den/die Referent/in für Finanzen,... eine/n Sportbeauftragte/n 

in den geraden Kalenderjahren für: 

die/den stellv. Vorsitzende/n, 

die/der Schriftführer/in, 

die/den Referent/in für Öffentlichkeitsarbeit und eine/n Sportbeauftragte/n. 

 

 

4. Die Mitglieder des Vorstands bleiben bis zur satzungsgemäßen Neuwahl im Amt, 

gleichgültig, ob diese Wahl mehr oder weniger als 2 Jahre nach Beginn der Amtszeit 



stattfindet. 

 

 

5. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so bestellt der 

geschäftsführende Vorstand einen Stellvertreter, der das Amt kommissarisch bis zur 

nächsten Mitgliederversammlung führt. Die nächste Mitgliederversammlung wählt einen 

Vertreter bis zur nächsten turnusgemäßen Neuwahl. 

 

 

6. Dem geschäftsführenden Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist für alle 

Aufgaben zuständig, die nicht durch Satzung oder Ordnungen einem anderen 

Vereinsorgan zugewiesen sind. 

Der geschäftsführende Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf aufgabenbezogen für einzelne 

Projekte oder befristet besondere Vertreter nach § 30 BGB zu bestellen und diesen die 

damit verbundene Vertretung und Geschäftsführung zu übertragen. 

Er kann ferner für bestimmte Aufgaben Ausschüsse bilden, Aufgaben delegieren und 

Ordnungen erlassen. Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. 

 

 

7. Die Mitglieder des Vorstands nehmen ihre Aufgaben grundsätzlich ehrenamtlich wahr. 

Bei Bedarf können die Vorstandsaufgaben im Rahmen der haushaltsrechtlichen 

Möglichkeiten auch entgeltlich durch ein Vorstandsmitglied ausgeübt werden. Über 
Inhalte und Ausgestaltung einer in diesem Falle zu leistenden „Ehrenamtspauschale“ 

entscheidet der Vorstand gem. Ziff. 1. 

 

 

8. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

 

 

 

§ 11 Vereinsjugend 
 
1. Die Jugend des Vereins ist die Gemeinschaft aller Mitglieder bis zur Vollendung 

des 18. Lebensjahres. 

 

 

2. Die Jugend verwaltet sich selber im Rahmen der vom Vorstand beschlossenen 

Jugendordnung. 

 

 

3. Die Vereinsjugend ist zuständig für alle Jugendangelegenheiten des Vereins. Die 

Jugendversammlung entscheidet gemeinsam mit dem Jugendreferenten über die 

Verwendung der der Jugend zufließenden Mittel. 

 

4. Organe der Vereinsjugend sind: 

 

-der/die Jugendreferent/in 

-die Jugendversammlung 

 

 

5. Näheres regelt die Jugendordnung. 

  



 

 

 

§ 12 Kassenprüfer 
 

 
Die Kasse des Vereins wird in jedem Jahr durch zwei von der Mitgliederversammlung 

gewählte Kassenprüfer geprüft. Die Kassenprüfer erstatten auf der 

Jahreshauptversammlung Bericht und beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der 

Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstandes. 

 

Die Amtszeit beträgt 2 Jahre, wobei jeweils einer der beiden im geraden- und der 

zweitem ungeraden Kalenderjahr gewählt wird. Direkte Wiederwahl ist nicht zulässig. 

 

 

 

§ 13 Auflösung des Vereins 
 

 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

 

Voraussetzung ist, dass 3/4 der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder zustimmen. 

Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind 2 Mitglieder des 

geschäftsführenden Vorstands gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

 

Bei Auflösung des Vereins fällt das nach Beendigung der Liquidation vorhandene 

Vereinsvermögen an den Stadtsportverband Steinfurt, 48565 Steinfurt, der es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, insbesondere zur Förderung 

des Sports verwenden darf. 

 

Im Falle einer Fusion des Marathon Steinfurt e.V. mit einem anderen Verein, fällt das 

Vermögen nach Vereinsauflösung an den neu entstehenden Fusionsverein bzw. den 

aufnehmenden Verein, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke 

zu verwenden hat. 

 

Beschlüsse hierüber dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamts ausgeführt werden. 

 

Steinfurt, den 27.03.2015 

 

Die vorstehende Satzung wurde von der Mitgliederversammlung am 06.03.2015 

genehmigt. 

 

 

 

 

Tom Köhler       Andreas Tiemann 

 

Vorsitzender       stellvertret. Vorsitzender 

  



Datenschutzordnung von Marathon Steinfurt e.V. 

 

Präambel 

 

Der Marathon Steinfurt e.V. verarbeitet in vielfacher Weise automatisiert personenbezogene 

Daten (z.B. im Rahmen der Vereinsverwaltung, der Organisation des Sportbetriebs, der 

Öffentlichkeitsarbeit des Vereins). Um die Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung 

und des Bundesdatenschutzgesetzes zu erfüllen, Datenschutzverstöße zu vermeiden und einen 

einheitlichen Umgang mit personenbezogenen Daten innerhalb des Vereins zu gewährleisten, 

gibt sich der Verein die nachfolgende Datenschutzordnung. 

 

§ 1 Allgemeines 

 

Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten u.a. von Mitgliedern, Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern am Sport- und Kursbetrieb und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowohl 

automatisiert in EDV-Anlagen als auch nicht automatisiert in einem Dateisystem, z.B. in 

Form von ausgedruckten Listen. Darüber hinaus werden personenbezogene Daten im Internet 

veröffentlicht und an Dritte weitergeleitet oder Dritten offengelegt. In all diesen Fällen ist die 

EU-Datenschutz-Grundverordnung, das Bundesdatenschutzgesetz und diese 

Datenschutzordnung durch alle Personen im Verein, die personenbezogene Daten verarbeiten, 

zu beachten. 

 

§ 2 Verarbeitung personenbezogener Daten der Mitglieder 

 

1. Der Verein verarbeitet die Daten unterschiedlicher Kategorien von Personen. Für jede 

Kategorie von betroffenen Personen wird im Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten ein 

Einzelblatt angelegt.  

 

2. Im Rahmen des Mitgliedschaftsverhältnisses verarbeitet der Verein insbesondere die 

folgenden Daten der Mitglieder: Geschlecht, Vorname, Nachname, Anschrift (Straße, 

Hausnummer, Postleitzahl, Ort), Geburtsdatum, Datum des Vereinsbeitritts, Abteilungs- und 

ggf. Mannschaftszugehörigkeit, Bankverbindung, ggf. die Namen und Kontaktdaten der 

gesetzlichen Vertreter, Telefonnummern und E-Mail-Adressen, ggf. Funktion im Verein, ggf. 

Haushalts- und Familienzugehörigkeit bei Zuordnung zum Familienbeitrag. 

 

3. Im Rahmen der Zugehörigkeit zu den Landesverbänden, deren Sportarten im Verein 

betrieben werden, werden personenbezogene Daten der Mitglieder an diese weitergeleitet, 

soweit die Mitglieder eine Berechtigung zur Teilnahme am Wettkampfbetrieb der Verbände 

beantragen (z.B. Startpass, Lizenz) und an solchen Veranstaltungen teilnehmen. 

 

§ 3 Datenverarbeitung im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 

 

1. Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit über Vereinsaktivitäten werden personenbezogene 

Daten in Aushängen, in der Vereinszeitung und in Internetauftritten veröffentlicht und an die 

Presse weitergegeben.  

 

2. Hierzu zählen insbesondere die Daten, die aus allgemein zugänglichen Quellen stammen: 

Teilnehmer an sportlichen Veranstaltungen, Mannschaftsaufstellung, Ergebnisse, 

Platzierungen, Alter oder Geburtsjahrgang. 

 



3. Die Veröffentlichung von Fotos und Videos, die außerhalb öffentlicher Veranstaltungen 

gemacht wurden, erfolgt ausschließlich auf Grundlage einer Einwilligung der abgebildeten 

Personen.  

 

4. Auf der Internetseite des Vereins werden die Daten der Mitglieder des Vorstands, der 

Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter und der Übungsleiterinnen und Übungsleiter mit 

Vorname, Nachname, Funktion, E-Mail-Adresse und Telefonnummer veröffentlicht.  

 

§ 4 Zuständigkeiten für die Datenverarbeitung im Verein 

 

Verantwortlich für die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben ist der Vorstand nach 

§ 26 BGB. Funktional ist die Aufgabe dem Ressort Verwaltung (Finanzen) zugeordnet, 

soweit die Satzung oder diese Ordnung nicht etwas Abweichendes regelt.  

 

Der Ressortleiter Verwaltung stellt sicher, dass Verzeichnisse der Verarbeitungstätigkeiten 

nach Art. 30 DSGVO geführt und die Informationspflichten nach Art. 13 und 14 DSGVO 

erfüllt werden. Er ist für die Beantwortung von Auskunftsverlangen von betroffenen Personen 

zuständig. 

 

§ 5 Verwendung und Herausgabe von Mitgliederdaten und -listen 

 

1. Listen von Mitgliedern oder Teilnehmern werden den jeweiligen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern im Verein (z.B. Vorstandsmitgliedern, Abteilungsleitern, Übungsleitern) 

insofern zur Verfügung gestellt, wie es die jeweilige Aufgabenstellung erfordert. Beim 

Umfang der dabei verwendeten personenbezogenen Daten ist das Gebot der Datensparsamkeit 

zu beachten. 

 

2. Personenbezogene Daten von Mitgliedern dürfen an andere Vereinsmitglieder nur 

herausgegeben werden, wenn die Einwilligung der betroffenen Person vorliegt. Die Nutzung 

von Teilnehmerlisten, in die sich die Teilnehmer von Versammlungen und anderen 

Veranstaltungen zum Beispiel zum Nachweis der Anwesenheit eintragen, gilt nicht als eine 

solche Herausgabe.  

 

3. Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es eine Mitgliederliste zur Wahrnehmung 

satzungsgemäßer oder gesetzlicher Rechte benötigt (z.B. um die Einberufung einer 

Mitgliederversammlung im Rahmen des Minderheitenbegehrens zu beantragen), stellt der 

Vorstand eine Kopie der Mitgliederliste mit Vornamen, Nachnamen und Anschrift als 

Ausdruck oder als Datei zur Verfügung. Das Mitglied, welches das Minderheitenbegehren 

initiiert, hat vorher eine Versicherung abzugeben, dass diese Daten ausschließlich für diesen 

Zweck verwendet und nach der Verwendung vernichtet werden. 

 

§ 6 Kommunikation per E-Mail 

 

1. Für die Kommunikation per E-Mail richtet der Verein einen vereinseigenen E-Mail-

Account ein, der im Rahmen der vereinsinternen Kommunikation ausschließlich zu nutzen ist.  

 

2. Beim Versand von E-Mails an eine Vielzahl von Personen, die nicht in einem ständigen 

Kontakt per E-Mail untereinander stehen und/oder deren private E-Mail-Accounts verwendet 

werden, sind die E-Mail-Adressen als „bcc“ zu versenden.  

 

§ 7 Verpflichtung auf die Vertraulichkeit 



 

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verein, die Umgang mit personenbezogenen Daten 

haben (z.B. Mitglieder des Vorstands, Übungsleiterinnen und Übungsleiter), sind auf den 

vertraulichen Umgang mit personenbezogenen Daten zu verpflichten.  

 

§ 8 Datenschutzbeauftragter 

 

Da im Verein in der Regel nicht mindestens 10 Personen ständig mit der automatisierten 

Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigt sind, hat der Verein keinen 

Datenschutzbeauftragten zu benennen.  

 

§ 9 Einrichtung und Unterhaltung von Internetauftritten 

 

1. Der Verein unterhält zentrale Auftritte für den Gesamtverein. Die Einrichtung und 

Unterhaltung von Auftritten im Internet obliegt dem Ressortleiter Öffentlichkeitsarbeit. 

Änderungen dürfen ausschließlich durch den Ressortleiter Öffentlichkeitsarbeit und den 

Administratoren vorgenommen werden. 

 

2. Der Ressortleiter Öffentlichkeitsarbeit ist für die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen 

im Zusammenhang mit Online-Auftritten verantwortlich. 

 

3. Abteilungen, Gruppen und Mannschaften bedürfen für die Einrichtung eigener 

Internetauftritte (z.B. Homepage, Facebook, Twitter) der ausdrücklichen Genehmigung des 

Ressortleiters Öffentlichkeitsarbeit. Für den Betrieb eines Internetauftritts haben die 

Abteilungen, Gruppen und Mannschaften Verantwortliche zu benennen, denen gegenüber der 

Ressortleiter Öffentlichkeitsarbeit weisungsbefugt ist. Bei Verstößen gegen 

datenschutzrechtliche Vorgaben und Missachtung von Weisungen des Ressortleiters 

Öffentlichkeitsarbeit, kann der Vorstand nach § 26 BGB die Genehmigung für den Betrieb 

eines Internetauftritts widerrufen. Die Entscheidung des Vorstands nach § 26 BGB ist 

unanfechtbar. 

 

§ 10 Verstöße gegen datenschutzrechtliche Vorgaben und diese Ordnung 

 

1. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Vereins dürfen nur im Rahmen ihrer jeweiligen 

Befugnisse Daten verarbeiten. Eine eigenmächtige Datenerhebung, -nutzung oder –

weitergabe ist untersagt.  

 

2. Verstöße gegen allgemeine datenschutzrechtliche Vorgaben und insbesondere gegen diese 

Datenschutzordnung können gemäß den Sanktionsmitteln, wie sie in der Satzung vorgesehen 

sind, geahndet werden.  

 

§ 11 Inkrafttreten 

 

Diese Datenschutzordnung wurde durch den Gesamtvorstand des Vereins am 25.05.2018 

beschlossen und tritt mit Veröffentlichung auf der Homepage des Vereins in Kraft. 

 
 

 


